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19. Wahlperiode 21.04.2021 

Antrag 
der Abgeordneten Dr. Götz Frömming, Dr. Michael Espendiller, Nicole Höchst, 
Dr. Marc Jongen, Martin Reichardt, Tobias Matthias Peterka, Dr. Heiko 
Heßenkemper, Armin-Paulus Hampel, Norbert Kleinwächter, Volker Münz, 
Marc Bernhard, Stephan Brandner, Marcus Bühl, Peter Felser, Mariana Iris 
Harder-Kühnel, Martin Hohmann, Jörn König, Dr. Birgit Malsack-Winkemann, 
Uwe Schulz, Dr. Dirk Spaniel, Dr. Harald Weyel und der Fraktion der AfD 

Untersuchung zur Bedrohung der Meinungs- und Wissenschaftsfreiheit an 
deutschen Hochschulen umgehend durchführen 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Seit einigen Jahren kommt es an Hochschulen und Universitäten in Deutschland im-
mer wieder zu Vorfällen, die das Grundrecht der Wissenschaftsfreiheit (Art. 5 Abs. 3 
GG) in Frage stellen. 
So verhinderten linksextreme Provokateure zum Teil vermummt und gewalttätig  am 
16. und am 23. Oktober 2019 zwei Lehrveranstaltungen von Prof. Dr. Bernd Lucke an 
der Universität Hamburg. Dabei wurde Lucke zwei Stunden lang von Störern be-
schimpft und bedrängt, ohne dass jemand dagegen eingeschritten ist (DER SPIEGEL 
online vom 16.10.2019, www.spiegel.de/lebenundlernen/uni/bernd-lucke-afd-gruen-
der-kann-vorlesung-an-uni-hamburg-nicht-halten-a-1291873.html und DER SPIE-
GEL online vom 23.10.2019, www.spiegel.de/lebenundlernen/uni/bernd-lucke-an-
der-uni-hamburg-vorlesung-nach-protest-vorzeitig-abgebrochen-a-1292957.html). 
Ferner erhielt der Vorsitzende der FDP, Christian Lindner, im Oktober 2019 mit Ver-
weis auf eine parteipolitische Ausrichtung keine Erlaubnis, einen Vortrag an der Uni-
versität Hamburg zu halten, obwohl ebendort, wenige Tage zuvor, eine Diskussions-
veranstaltung mit einer Politikerin der Fraktion DIE LINKE., Dr. Sahra Wagenknecht, 
stattgefunden hatte (DER SPIEGEL online vom 23.10. 2019; www.spiegel.de/le-
benundlernen/uni/christian-lindner-uni-hamburg-begruendet-auftrittsverbot-a-12929 
27.html). 
Im April 2019 forderten an der Goethe-Universität Frankfurt/Main anonyme Studen-
ten in der Instagram-Gruppe „Uni gegen AMR – Kein Platz für Anti-Muslimischen 
Rassismus“, dass eine Veranstaltung zum islamischen Kopftuch abgesagt werde. Au-
ßerdem forderten sie die Enthebung  der Initiatorin der Veranstaltung, Prof. Dr. 
Susanne Schröter, Direktorin des Frankfurter Forschungszentrums Globaler Islam, von 
ihrer Position am Forschungszentrum. Organisationen wie „Realität Islam“, die sich 
im studentischen Umfeld orientieren, sowie salafistische Organisationen griffen, so 

www.spiegel.de/le
www.spiegel.de/lebenundlernen/uni/bernd-lucke-an
www.spiegel.de/lebenundlernen/uni/bernd-lucke-afd-gruen
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Schröter, diese Forderungen auf. Prof. Dr. Schröter sah diese Kampagne als Versuch 
der „Einschüchterung“, als Angriff auf die Meinungsfreiheit, aber auch als „Rufmord“ 
an, da sich die Angriffe gegen sie persönlich richteten. Mit dem Vorwurf des „anti-
muslimischen Rassismus“ werde letztlich jegliche Kritik am Islam delegitimiert, sagte 
Schröter, es gelte schon als islamfeindlich, überhaupt bestimmte Themen anzuspre-
chen (DIE WELT vom 26.04.2019, www.welt.de/politik/deutschland/article1924 
34681/Susanne-Schroeter-Frankfurter-Goethe-Universitaet-verteidigt-Islamforsche-
rin-vor-Rassismus-Kritik.html). 
Weiterhin erhielt der deutsche Islamwissenschaftler, Politologe und Publizist Ralph 
Ghadban Todesdrohungen von Mitgliedern arabischer Clans in Deutschland, nachdem 
er am 8. April 2019 im libanesischen Fernsehen Forschungsergebnisse über die krimi-
nellen Machenschaften von Clans libanesischer Herkunft in Deutschland vorgestellt 
hatte. Ghadban steht seitdem unter Polizeischutz (DER TAGESSPIEGEL vom 
23.05.2019, www.tagesspiegel.de/themen/reportage/seid-gnadenlos-kriminelle-wol-
len-einen-berliner-clan-experten-mundtot-machen/24336740.html). 
Politischer Druck wurde auch auf den Siegener Philosophen Prof. Dr. Dieter Schö-
necker ausgeübt: Im Sommer 2018 hatte er im Rahmen seiner Veranstaltungsreihe 
„Denken und denken lassen“ den Bundestagsabgeordneten Dr. Marc Jongen (AfD) für 
den 20. Dezember 2018 sowie den Publizisten Dr. Thilo Sarrazin (SPD) für den 
10. Januar 2019 als Redner eingeladen. Das war von massiven Protesten begleitet wor-
den sowie von Versuchen, die Vorträge zu verhindern. Studenten störten etwa die Rede 
von Jongen mit lauter Musik und Parolen (WDR vom 20.12.2018, www1.wdr.de/ 
nachrichten/westfalen-lippe/uni-siegen-afd-protest-flashmob-meinungsfreiheit-
100.html). Im Falle Sarrazins wurde der Rektor noch ein paar Tage zuvor aufgefordert, 
den Besuch des Autors zu verbieten. Außerdem wurden ihm Finanzmittel für das Se-
minar gestrichen (Deutschlandfunk Kultur vom 10.01.2019, www.deutschlandfunk-
kultur.de/debatte-um-redefreiheit-an-der-uni-siegen-wo-liegt-die.1013.de.html? 
dram:article_id=438026, bzw. WDR vom 20.12.2018, www1.wdr.de/nachrich-
ten/westfalen-lippe/uni-siegen-afd-protest-flashmob-meinungsfreiheit-100.html). 
Diese Vorfälle stehen in einer Reihe mit den folgenden Vorfällen aus den Jahren 2015 
bis 2017, die bereits in einer Kleinen Anfrage der Fraktion der AfD vom 17. Mai 2018 
„Angriffe auf die Wissenschaftsfreiheit durch politische Korrektheit“ thematisiert 
wurde (vgl. Bundestagsdrucksachen 19/2216, 19/2533). So forderten beispielsweise 
im Oktober 2017 ca. 60 Wissenschaftler in einem offenen Brief, dass der Bundesvor-
sitzende der Polizeigewerkschaft, Rainer Wendt, an der Goethe-Universität Frankfurt 
keinen Vortrag über Ausländerkriminalität halten dürfe. Rainer Wendt sei ein „Ras-
sist“ und verbreite „rechtspopulistische Hetze“, hieß es – Rainer Wendt wurde darauf-
hin von der Universität wieder ausgeladen (vgl. Thiel, Thomas: Streit über Meinungs-
freiheit an den Universitäten: Schwappt die Welle von Sprechverboten von den ame-
rikanischen und britischen Universitäten nach Deutschland über? in: FAZ vom 
22.01.2018, www.faz.net/aktuell/feuilleton/medien/club-der-vernunft-meinungsfrei-
heit-an-der-uni-15410075.html). 
Im Januar 2017 verhinderten an der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg Stu-
denten einen Vortrag des emeritierten Neurobiologen Prof. Dr. Gerald Wolf, der über 
„neuronale Unterschiede zwischen Männern und Frauen“ referieren wollte. Es erging 
unter anderem der Vorwurf, dass Prof. Dr. Gerald Wolf sexistische Weltbilder ver-
breite. Daraufhin kam es in der Universität zu einem Tumult mit Polizeieinsatz. Die 
Veranstaltung musste abgebrochen werden (vgl. Bock, Michal: „Tumulte an der Uni“ 
in: Volksstimme vom 13.01.2017, www.volksstimme.de/sachsen-anhalt/studenten-
protest-kritik-an-tumult-bei-afd-veranstaltung). 
Ein Jahr zuvor verlegte die Universität Bremen nach Protesten des Allgemeinen Stu-
dierendenausschusses einen Vortrag des Berliner Historikers Prof. Dr. Jörg 
Baberowski in die Räume einer politischen Stiftung. Protestierende Studenten unter-
stellten Baberowski, der 2012 mit dem Preis der Leipziger Buchmesse ausgezeichnet 

http://www.welt.de/politik/deutschland/article1924
www.volksstimme.de/sachsen-anhalt/studenten
www.faz.net/aktuell/feuilleton/medien/club-der-vernunft-meinungsfrei
www.deutschlandfunk
https://www1.wdr.de
www.tagesspiegel.de/themen/reportage/seid-gnadenlos-kriminelle-wol
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wurde, er sei ein „Rassist“ und „rechtsextremer Ideologe“ (vgl. Beglinger, Martin; 
Teuwsen, Peer: Holen wir die Meinungspolizei! in: Neue Züricher Zeitung vom 24.06. 
2017, www.nzz.ch/feuilleton/joerg-baberowski-holen-wir-die-meinungspolizei-ld.13 
02590). 
Im September 2015 rügte die Universität Kassel den dort lehrenden Biologen Prof. Dr. 
Ulrich Kutschera wegen seiner kritischen Äußerungen zum „Gender Mainstreaming“ 
(vgl. Biologe wegen Kritik an Genderideologie unter Druck in: Junge Freiheit vom 
01.09.2015, https://jungefreiheit.de/kultur/gesellschaft/2015/biologe-wegen-kritik-
an-gender-ideologie-unter-druck/). Proteste ergingen auch gegen den Berliner Politik-
wissenschaftler Prof. Dr. Herfried Münkler, dem Studenten im Sommersemester 2015 
in einem eigens eingerichteten Blog („Münkler-watch“) immer wieder rassistische, se-
xistische und militaristische Annahmen und Aussagen in seiner Vorlesung zur politi-
schen Theorie und Ideengeschichte nachsagten (vgl. Markwardt, Nils: Münkler und 
die Detektive in: Die Zeit vom 16.06.2015, www.zeit.de/kultur/2015-05/herfried-
%20muenkler-rassismus-debatte). 
Dass in den Augen der Antragsteller die Wissenschaftsfreiheit gefährdet ist, belegt 
auch eine Umfrage unter Politologie- und Soziologie-Studenten der Goethe-Universi-
tät Frankfurt. Darin wandten sich bis zu 50 Prozent der Befragten „entschieden dage-
gen, dass Menschen mit kontroversen Standpunkten überhaupt an der Universität re-
den dürfen“. Nicht wenige waren sogar der Meinung, dass Bücher „unbequemer An-
dersdenkender“ aus der Universitätsbibliothek verbannt und sie an ihrer Lehrtätigkeit 
gehindert werden sollten (vgl. Schmoll Heike: „Forschungsfreiheit in Gefahr – Selbst-
zerstörung der Wissenschaft“ in FAZ vom 03.11.2019, www.faz.net/aktuell/politik/in-
land/proteste-gegen-lucke-wie-wissenschaftsfreiheit-bedroht-wird-16466591.html 
?service=printPrevi&fbclid=IwAR0BgP942NcSVvI7EMLW7pR0TGN5pCQzRQY-
pHLN2-Iaa5fAXnwFcdJw0jtQ). 
Die Entwicklungen in der Wissenschaftsfreiheit werden denn auch immer wieder in 
der Presse moniert. So stellte die Journalistin Heike Schmoll mit Blick auf die jüngsten 
Vorkommnisse in Hamburg fest, dass „ausgerechnet im 70. Jahr der grundgesetzlich 
gesicherten Forschungs- und Wissenschaftsfreiheit“, diese „so bedroht zu sein scheint 
wie selten zuvor“. Die Bedrohung der Wissenschaftsfreiheit käme ausgerechnet aus 
der Wissenschaft selbst, das mache sie auch so selbstzerstörerisch (vgl. Schmoll Heike: 
„Forschungsfreiheit in Gefahr – Selbstzerstörung der Wissenschaft“ in FAZ vom 
03. 11. 2019, www.faz.net/aktuell/politik/inland/proteste-gegen-lucke-wie-wissen-
schaftsfreiheit-bedroht-wird-16466591.html?service=printPrevi&fbclid=IwAR0Bg 
P942NcSVvI7EMLW7pR0TGN5pCQzRQYpHLN2-Iaa5fAXnwFcdJw0jtQ). 
Schmoll hatte bereits 2017 in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ die Frage der 
Wissenschaftsfreiheit thematisiert und beklagt, dass „es sich viele Professoren (bedau-
erlicherweise) längst abgewöhnt“ haben, „für die Wissenschaftsfreiheit einzustehen 
und sie täglich zu erkämpfen“ (Schmoll, Heike: „Professoren, mischt euch endlich 
wieder ein!“ in FAZ vom 01.04.2017, www.faz.net/aktuell/politik/inland/fuer-wissen-
schaftsfreiheit-muss-gekaempft-werden-14951765.html). 
Die Bedrohung der Wissenschaftsfreiheit war zudem Gegenstand einer Resolution des 
Deutschen Hochschulverbandes (DHV) vom April 2017: Danach erodiere die Debat-
ten- und Streitkultur an den Universitäten. Verantwortlich dafür, so die Autoren der 
Resolution, sei auch ein Meinungsklima, das im Streben nach Toleranz „Political Cor-
rectness“ fordere. Problematisch sei dabei, „dass ,Political Correctness‘ zunehmend 
ausgrenzend und latent aggressiv instrumentalisiert wird, verbunden mit der Attitüde, 
aus einer moralisch unangreifbaren Position heraus zu argumentieren“ (vgl. „Zur 
Streit- und Debattenkultur an Universitäten, Resolution des 67. DHV-Tages in Mün-
chen“ vom 04.04.2017 www.hochschulverband.de/fileadmin/redaktion/down-
load/pdf/resolutionen/ResolutionPoliticalCorrectness-Endfassung.pdf). 

http://www.nzz.ch/feuilleton/joerg-baberowski-holen-wir-die-meinungspolizei-ld.13%0b0
http://www.nzz.ch/feuilleton/joerg-baberowski-holen-wir-die-meinungspolizei-ld.13%0b0
http://www.faz.net/aktuell/politik/inland/proteste-gegen-lucke-wie-wissenschaftsfreiheit-bedroht-wird-16466591.html
http://www.faz.net/aktuell/politik/inland/proteste-gegen-lucke-wie-wissenschaftsfreiheit-bedroht-wird-16466591.html
www.hochschulverband.de/fileadmin/redaktion/down
www.faz.net/aktuell/politik/inland/fuer-wissen
www.faz.net/aktuell/politik/inland/proteste-gegen-lucke-wie-wissen
www.zeit.de/kultur/2015-05/herfried
https://jungefreiheit.de/kultur/gesellschaft/2015/biologe-wegen-kritik


         
 
 

    

  
  

 
 

    

  
  

 
     

 
  
    

   
      

 
   

  
 

  
   

  

 

  

 

 
       

  
   

       

 
    

 
   

   
  

    
      

 

Drucksache 19/28797 – 4 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 

Auch die Bundesministerin für Bildung und Forschung Anja Karliczek erklärte am 
14. November 2019 in der ARD-Sendung „Kontraste“ mit Blick auf Proteste, Stör-
maßnahmen und Verhinderungsaktionen bei unliebsamen Redner, es mache ihr „große 
Sorgen“, dass „solche Vorkommnisse gehäuft vorkommen“ (www.tagesschau.de/in-
vestigativ/kontraste/freiheit-wissenschaft-karliczek-101.html, Video mit Anja Kar-
liczek). 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. umgehend einen Forschungsverbund zu berufen, der bundesweit eine Studie zur 
Bedrohung der Meinungs- und Wissenschaftsfreiheit an deutschen Hochschulen 
erstellt; 

2. den Forschungsverbund und die Studie aus dem Etat des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung zu finanzieren; 

3. die Ergebnisse der Studie in geeigneter Form publik zu machen; 
4. im Falle einer Bedrohung der Meinungs- und Wissenschaftsfreiheit an deutschen 

Hochschulen zusammen mit der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz (GWK) 
geeignete Maßnahmen zu beraten und zu ergreifen, um diese Bedrohung abzu-
wenden; 

5. mit Blick auf die jüngsten Angriffe auf die Meinungs- und Wissenschaftsfreiheit 
in der Europäischen Union, etwa in Frankreich, sich im Rat der Europäischen 
Union dafür einzusetzen, dass eine Untersuchung zur Wissenschaftsfreiheit auf 
europäischer Ebene ins Werk gesetzt wird; 

6. sich ferner dafür einzusetzen, dass die Meinungs- und Wissenschaftsfreiheit über-
all in der Europäischen Union gewahrt und verteidigt wird. 

Berlin, den 23. März 2021 

Dr. Alice Weidel, Dr. Alexander Gauland und Fraktion 

Begründung 

Nach Auffassung der Antragsteller herrscht an den Universitäten in Deutschland ein auch von selbsternannten 
Wächtern sogenannter politischer Korrektheit geschürtes Klima der Repression und Einschüchterung, das wis-
senschaftliche Diskurse erschwert und verhindert und somit die Freiheit der Wissenschaft bedroht. 
So etwa ergab eine Befragung von knapp 1 000 Studenten an der Universität Frankfurt am Main, dass „ein be-
trächtlicher Teil“ von ihnen „mit anderen Meinungen nicht konfrontiert werden“ wolle. „Ein Drittel bis die Hälfte 
der Befragten“ seien dagegen, „Redner mit abweichenden Meinungen zu umstrittenen Themen wie Islam, Ge-
schlecht und Zuwanderung zu dulden“. „Noch höher“ sei der Anteil derer, „die solchen Personen keine Lehrbe-
fugnis geben würden“. „Ein Drittel“ wiederum sei bereit, „deren Bücher aus den Bibliotheken zu verbannen“ 
(vgl. Thiel, Thomas: „Toleranz im geschlossenen Zirkel. Überraschend: Eine Studie belegt die Bereitschaft von 
Studenten, die Meinungsfreiheit einzuschränken“, in: FAZ vom 10.10.2020). 
Allerdings sind Meinungs- und Wissenschaftsfreiheit hohe Güter und in Art. 5 GG als Grundrechte verankert. 
Meinungs- und Wissenschaftsfreiheit sind auch Triebfedern für eine offene wissenschaftliche Forschung und 
Innovation und daher ein wesentlicher Garant für wirtschaftliches Wachstum und den Wohlstand in Deutschland. 
Gerade in Zeiten, da sogenannte „harte Wissenschaften“ weicher werden und deren Forschungsergebnisse und 
Anwendungsmöglichkeiten, etwa die der Biowissenschaften, vielgestaltiger interpretierbar sind und zum Teil 

www.tagesschau.de/in
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grundsätzliche ethische Fragen berühren, könnten in den Augen der Antragsteller Bedrohungen oder gar Ein-
schränkungen der Meinungs- und Wissenschaftsfreiheit zu eine Kultur der Diskusverweigerung und Ausgren-
zung an den Universitäten und Hochschulen führen. Dies könnte sich negativ auf Forschung und Innovation 
auswirken und hätte einen ungünstigen Einfluss auf das wirtschaftliche Wachstum und die Wohlstandsentwick-
lung insgesamt. 
Darüber hinaus könnte eine auch nur in Ansätzen bedrohte Meinungs- und Wissenschaftsfreiheit als ein falsches 
politisches Signal wahrgenommen werden: Ausländische Fachkräfte oder in der Forschung tätige Unternehmen 
könnte dies davon abhalten, in Deutschland zu arbeiten oder sich niederzulassen. Das Renommee des For-
schungs- und Wissenschaftsstandorts Deutschland wäre dadurch gefährdet. 
Zudem ist es in den Augen der Antragsteller nicht nur Sache des Staates, die in der Verfassung garantierte Wis-
senschaftsfreiheit zu schützen. 
Die Antragsteller erachten das als eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. 
Insbesondere haben ihrer nach Meinung heute die jungen Menschen an den Universitäten dabei mit gutem Bei-
spiel voranzugehen. Diese jungen Menschen werden zumeist Führungs- oder gar Spitzenpositionen in Gesell-
schaft und Staat bekleiden und sind daher auch als herausragende Vermittlungsinstanzen für demokratische 
Werte zu betrachten. Umso problematischer wäre es daher, wenn diese jungen Menschen in einer wichtigen 
Phase ihrer Persönlichkeitsentwicklung erfahren würden, dass es nur eine akzeptable Meinung gibt, und zwar 
diejenige, die von den jeweils anerkannten bzw. führenden Gruppierungen/Organisationen vertreten wird. 
Bedrohungen oder gar Einschränkungen von Meinungs- und Wissenschaftsfreiheit an den Universitäten hätten 
somit langfristig genauso negative Folgen auf die Debattenkultur in der gesamten Gesellschaft. Nach Auffassung 
der Antragsteller könnte sich damit die Gefahr ergeben, dass die ebenfalls in der Verfassung garantierte Mei-
nungsfreiheit sowie die Demokratie überhaupt irgendwann zur Disposition stünden. 
Eine Untersuchung zu den Bedrohungen von Meinungs- und Wissenschaftsfreiheit könnte dem insofern entge-
genwirken, da sie zu erkennen gäbe, welcher Art diese Bedrohung wäre und welche Gegenmaßnahmen dazu 
einzuleiten wären. 
Ferner könnte mit einer solchen Untersuchung – gerade mit Blick auf ähnliche Entwicklungen im Ausland – das 
richtige politische Signal ausgesendet werden, das sich wiederum günstig auf die Attraktivität des Forschungs-
und Wissenschaftsstandorts Deutschland auswirken würde. Es würde dokumentieren, dass die Bundesregierung 
das Problem der bedrohten Wissenschaftsfreiheit anerkennt und daran geht, es zu lösen. 
Nach Meinung der Antragsteller hat angesichts der geschilderten Situation die Bundesregierung die Aufgabe, 
eine Untersuchung zur Bedrohung von Meinungs- und Wissenschaftsfreiheit in Deutschland in Auftrag zu geben. 
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